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Satzung
zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen

für den Ausbau  on Verkehrsanlagen
(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge)

der Stadt Otterberg
vom 08.04.2019 (Neufassung)

Der Stadtrat Otterberg hat auf Grund des § 24 der Gemeindeord¬
nung Rheinland-Pfalz (GemO) und der §§ 2 Abs. 1,7,10 und 10a  es
Kom unalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz (KAG) folgende Satzung
beschlossen, die hier it bekannt gemacht wird:

§1
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Stadt Otterberg erhebt wiederkehrende Beiträge für die Her¬
stellung und den Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmun¬
gen des KAG und dieser Satzung.
(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen,
die der Erneuerung, der Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesse¬
rung dienen, erhoben.
1. „Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer  orhandenen, ganz

oder teilweise unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften
Anlage in einen dem re elmäßigen Verkehrsbedürfnis genügen¬
den Zustand.

2. „Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertigge-
stellten Anlage oder deren Ergänzung durch weitere Teile.

3. „Umbau  ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Ver¬
kehrsanlage.

4. „Verbesserung“ sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion,
der Änderung der Verkehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des
Anliegervorteils sowie der Beschaffenheit und Leistungsfähigkeit
einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung
von Verkehrsanlagen, die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
beitra sfähig sind.
(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostener¬
stattungsbet äge nach §§ 135a-c BauGB zu erheben sind.
(5) Ausbaubeiträge nach  ieser Satzung werden nicht erhoben, wenn
die Kosten der Beitragserhebung außer Verhältnis zu dem zu er ar¬
tenden Beitragsaufkommen stehen.

§2
Beitragsfähige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege
und Plätze sowie selbständige Parkflächen und Grünanlagen sowie
für selbständige Fuß- und Radwege.
(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels
und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme
des Auf ands für Fahrbahndecke und Fußwegbelag.

§3
Ermittlungsgebiete

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen folgender
Gebiete bilden jeweils einheitliche öffentliche Einrichtungen (Abrech¬
nungseinheiten), wie sie sich aus den als Anlagen 1 bis 11 bei efügten
Lageplänen ergeben:
1. Zu der Abrechnungseinheit 1 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Ortslage Otterberg
2. Zu der Ab echnungseinheit 2  ehören folgende Verkehrsanlagen:

Althütterhof
3. Zu der Ab echnungseinheit 3 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Birotshof
4. Zu der Abrechnungseinheit 4 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Drehenthalerhof
5. Zu der Abrechnungseinheit 5 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Dudenbacherhof
6. Zu der Abrechnungseinheit 6 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Lauerhof
7. Zu der Ab echnungseinheit 7 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Maienhof
8. Zu der Abrechnungseinheit 8 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Messerschwanderhof
9. Zu der Abrechnungseinheit 9 gehören folgende Verkehrsanlagen:

Münchschwanderhof

10, Zu der Abrechnungseinheit 10 gehören folgende Verkehrsanla¬
gen: Reichenbacherhof

11. Zu der Abrechnungseinheit 11 gehören folgende Verkehrsanla¬
gen: Weinbrunnerhof

Die Aufteilung in die  orgenannten 11 Abrechnungseinheiten liegt
darin begründet, dass die unter Nrn. 2 bis 11 genannten Ortsteile bzw.
Annexen deutlich abgelegen von de  unter Nr. 1 genannten Ortslage
liegen. Bei allen unter Nrn. 1 bis 11 gelegenen Abrechnungseinheiten
handelt es sich um einzelne, voneinander abgrenzbare Gebietsteile.
(2) Der beitragsfähige Aufwand wird jeweils für die eine Abrechnungs¬
einheit bildenden Verkehrsanlagen nach den jährlichen Investitions¬
aufwendungen in den Abrechnun seinheiten nach Abs. 1 ermittelt.

§4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell
oder in ähnlicher Weise nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und
tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder eines Zugangs zu einer in
der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

§5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil beträgt 25 % in der Abrechnungseinheit 1, 2, 4,
6, 9 und 10 und 20 % in den Abrechnungseinheiten 3, 5, 7, 8 und 11.

§6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollge¬
schosse. Der Zuschlag je Vollgeschoss beträgt 15 v. H.
(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt;
1. In be lanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das

Grundstück nur teilweise überplant und ist der unbeplante Grund¬
stücksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen, gilt
als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks. Nr. 2 ist
ggf. entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB
erreicht, ist dieser maßgebend. Nr. 1 Satz   gilt entsprechend.
Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen:
a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsaniage angrenze , die
Fläche von dieser bis zu einer Tiefe von 40 m.
b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angren¬
zen, mit dieser aber durch einen eigenen Weg oder du ch einen
Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die Fläche von
de  zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu
einer Tiefe von 40 m.
c) Grundstüc steile, die ausschließlich eine wege äßige Verbin¬
dung darstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstück¬
stiefe nach a) und b) unberücksichtigt.
d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbe¬
grenzungslinie liegenden Grundstücksteile aufgrund der Umge¬
bungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise selbständig
nutzbar (Hinterbebauun  in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis
zu einer Tiefe  on 80 m zugrunde gelegt.
Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selb¬
ständig nutzbar und geht die tatsächliche bauliche, gewerbliche,
industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der Tiefenbe¬
grenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige
Begrenzung nach a) und b) hinaus, so verschiebt sich  ie Tiefen¬
begrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.
Wird  in Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten
Tiefenbegrezungslinie tats chlich baulich, gewerblich, industriell
oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungsli¬
nie zur hinteren Grenze der tatsächlichen  utzung.

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als
Sportplatz, Freibad, Festplatz, Ca pingplatz oder Friedhof fest¬
gesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des Bebauungspla¬
nes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht
mit 0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden,
die Fl che des Grundstückes -gegebenenfalls unter Berücksichti¬
gung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung- ver ielfacht
mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:
1. Für beplante Grun stücke wird die im Bebauungsplan festge¬

setzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse zugrundegelegt.
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2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der
Vollgeschosse, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist,
gilt  ie durch 3,5 geteilte hochstzulässige Baumassenzahl. Ist eine
Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der bauli¬
chen Anlagen in Form derTrauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch
2,6 geteilte höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide
Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit
der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe
der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen
Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen. Bruch¬
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

3. Hat ein Bebauun splan den Verfahrensstand des § 33 BauGB
erreicht,  elten Nrn. 1 und 2 entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt
a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung
überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. Ist ein Grundstück
bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich verwirklichte Vollge¬
schosszahl höher als die in der nähren Umgebung, so ist die tat¬
sächlich  erwirklichte Voll eschosszahl zugrunde zu le en.
b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl
on zwei Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwe¬

cken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder freiberufli¬
chen Nutzungen dienen, entsprechend.

5. Ist nach den Nrn. 1 bis 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststell¬
bar, so ist die tatsächlich  orhandene Traufhöhe geteilt durch 2,6
anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- und abzu¬
runden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite
der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der
Gebäudemitte zu messen.

6. Bei Gmndstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nut¬
zung festgesetzt ist oder die außerhalb von Bebauungsplan¬
gebieten tatsächlich so genutzt werden {z. B. Sport-, Festund
Campingplätze, Feibäder, Friedhöfe), wird be  vorhandener
Bebauung die tatsächliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in
jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errich¬
tet werden dürfen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse, oder,
soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächliche Zahl der
Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Voll¬
geschoss.

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach
§ 34 Abs. 4 BauGB liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflä¬
chen die Vorschriften entsprechend angewandt wie sie bestehen
für
a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung
Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,
b) unbeplante Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmun¬
gen über das zulässige Nutzungsmaß enthält.

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrech¬
nung ergebenden Vollgeschosse gilt, wenn sie höher ist als die
Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschied¬
licher Zahl  on Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, gilt die
bei der überwiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird
die nach den  orstehenden Regelungen ermittelte und gewichtete
Grundstücksfl che um 20  .H. erhöht. Dies gilt entsp echend für aus¬
schließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte
Grundstücke in sonstigen Baugebieten.
In sonstigen Baugebieten erhöht sich die nach den vorstehenden
Regelungen ermittelte und ge ichtete Grundstücksfiäche um 10 v.H.
bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten
Grundstücken (gemischt genutzte Grundstücke) und bei übenwie¬
gend gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grund¬
stücken um 20  . H.
Ob ein Grundstück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerb¬
lichen (z. B. Wohnzwecken) Zwecken dient, „überwie end" i  Sinne
dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Verhält¬
nis, in dem die  er irklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen
Geschossflächen zueinander steht. Liegt eine gewerbliche oder ver¬
gleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor,
so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücksflächen
jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für
gewerbliche oder vergleichbare, als auch für andere Zwecke genutzt
werden (z. B. Kfz-Abstellplätze), als auch gärtnerische oder ähnlich
gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben bei dem
Flächen vergleich außer Ansatz.
(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen.

§7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach § 13 dieser Satzung  er¬
schonten Verkehrsanlage erschlossen sind als auch  on einer oder
mehreren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit erschlossen
sind, werden nur  it 50 % Ihrer gewichteten Grundstücksfläche ange¬
setzt.

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die
Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt
die Regelung des Abs. 1 nur für die sich überschneidenden Grund¬
stücksteile.

§8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf  es 31. Dezember für das
abgelaufene Jahr.

§9
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Stadt Otter¬
berg Vorausleistungen auf die wiederkehrenden Beiträge erhoben
werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitrags¬
höhe für das laufende Jahr bemessen.

§10
Ablösung des Ausbaubeitrages

Die Ablösung wiederkehrender Ausbaubeiträge kann jederzeit für
einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren vereinbart werden. Der Ablösung
wird unter Berücksichtigung der zu erwartenden Kostenentwicklung
die abgezinste voraussichtliche Beitra sschuld zu runde gelegt.

§11
Beitragsschuldner

(1) Beitragssc uldner ist, wer bei Entstehung des Beitragsanspruches
Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes auf
dem Grundstück ist.
(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

§12
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf
werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und sind drei Monate
nach Bekanntgabe des Beitr  sbescheides fällig.
(2) Der Beitragsbescheid enthält:
1. die Bezeichnung des Beitrages,
2. den Namen des Beitragsschuldners,
3. die Bezeichnung des/der Grundstücke/s,
4. den zu zahlenden Betrag,
5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der

beitragsfähigen Kosten, des Gemeindeanteils und der Berech¬
nungsg undlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,
7. die Eröffnung, dass der Beit a  als öffentliche Last auf dem

Grundstück ruht, und
8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.
(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge kön¬
nen durch besonderen Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt
werden.

§13
Übergangsregelung

Gemäß § 10 a Absatz 5 KAG wird festgelegt, dass Grundstücke,
vorbehaltlich § 7 Absätze 1 und 2 dieser Satzun , erstmals bei der
Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages berücksichtigt und bei¬
t agspflichtig werden, nach
a) 20 Jahren bei kompletter Herstellung der Verkehrsanlage,
b) 15 Jahren bei alleiniger Herstellun  der Fahrbahn,
c) 10 Jahren bei alleiniger Herstellung des Gehweges,
d) 5 Jahren bei alleiniger Herstellung der Beleuchtung bzw. durchge¬

führten Veranlagungen für Grunderwerb, Straßenoberflächenent¬
wässerun skosten oder anderer Teilanlagen.

e) 15 Jahren bei Grundstücken, die zu Ausgleichsbeträgen ge  . §
154 Abs. 1 BauGB in einem förmlich festgele te  Sanierungsge¬
biet herangezogen  erden.

Die Übergangsregelun  bei Maßnahmen nach den Buchstaben a) bis
d) gilt auch bei der Erneuerung, der Erweit rung, dem Umbau und der
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Verbesserung von Verkehrsanlagen. Die Übergangsre elung beginnt
zu dem Zeitpunkt, in dem Erschließungsbeiträge nach dem BauGB
bzw. Ausbaubeiträge nach dem KAG entstanden sind und der Beitrag
festgesetzt wurde.

§ 14
Öffentliche Last

Der wieder ehrende Straßen ausbaubeitrag liegt als öffentliche Last
auf dem Grundstück.

§15
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft.

Otterberg, 08.04.2019
gez. Martin Müller, Stadtbürgermeister

Hinweis:
Es wird gemäß § 24 Absatz 6 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung von

Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes oderaufgrun  die¬
ses Gesetzes zu Stande gekommen sind, ein Ja r nach der Bekannt¬
machung als von Anfang an gültig zu Stande gekom en gelten.

Dies gilt nicht, wenn
1. die Bekanntmachung über die Öffentlichkeit der Sitzung, die

Genehmigung, die Ausfertigun  oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den
Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfah¬
rens- und Form orschriften gegenüber der Verbandsgemeinde¬
verwaltung unter der Bezeichnung des Sachverhaltes, der die
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so
kann auc  nach Ablauf der in Satz 1  enannten Frist jedermann diese
Verletzung geltend machen.
Vorstehende Satzun  wird hiermit gemäß § 1 der Hauptsatzung der
Ortsgemeinde Otterbach öffentlich bekannt gemacht.

Westrich, Bürgermeister

DATENSCHUTZ GEHT UNS ALLE AN...

Diskutieren Sie mit uns auf blog.wittich.de zu folgenden Themen:

• Datenschutz im  erein nach der DSGVO
• Datenschutzrichtlinie

• Auftragsverarbeitung

• Was dürfen wir denn mit den Daten unserer Mitglieder machen?

• Was darf denn jetzt eigentlich noch ans „Schwarze Brett  oder in die Vereinszeitung?
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Verbandsgemeinde Otterbach-Otterberg
HauptslraRo 27 «17007 CUnifcor] 'tel.T-MOcajßMI 0070

Projekt Althütterhof
Bezeichnung: <kurze I haltsbez ichnung des Planes elntragen>

Sachbearbeiter: Abrechn u ngselnhelt 2 Otter ach, QQ.Ü4 019

VE BAND CEME1NDE

OTTE R BACH
OTTERBERG

Maßstab 1:5000

Verbandsgemeinde Otterbach-Ott rberg
HnupOttraEo 27 6760  CtMi cfp Tcb- BPJBSOI 0070

Projekt Birotshof VEKBANDSGEMEIKDE

Bezeichnung: <kurze Inhaltsbezeichnung des Planes elntragen> OTTERBACH
OTTERBERG

Sachbearbeiter: Abrechnungseinheit 3 Otterbach, 08.042019 Maßstab 1:250b

OttOTbwg

OUnrbcrg



| Verbandsgemeinde Otterbach-Otterberg
H upWroUo 27 07<I07 Ctiarbarp T<H.: *48 (0)eM1 £0 70

Projekt: Dudenbacherhof

Bezeichnung: <kurze Inhaltsbezefc nung des Planes elniragen>
VCRBAWDSCEMEINDE

OTTERBACH
OTTERBERG
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Donnerstag, 25. April 2019 - 28 - Ausgabe 17/2019



Donnerstag, 25. April 2019 -29 - Ausgabe 17/2019



| Verbandsgemeinde Otterbach-Otterberg
HaupWrsIVJ Z7 C7007 Otiorbors Tel.: +40 (0 0001 60 70

Projekt Abrechnungseinheit 9 VEKBANDSCEMElNOt

Bezeichnung: Münc schwanderhof OTTERBACH
OTTERBERG

Sac bearbeiter: <hier Name elnge en> Otterbach, 08.04.2D19
Maßstab 1:3000

Donnerstag, 25. April  019
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